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reduzieren und die Attraktivität des Berufsbildes wei-
ter zu steigern. 

Das Ziel der Koalition ist eindeutig: Wir wollen die 
Geburtshilfe in ganz NRW zuverlässig und flächen-
deckend sichern, in den Kliniken, in den hebammen-
geleiteten Kreißsälen und in der ambulanten Betreu-
ung. Dazu stärken wir die Strukturen, fördern Stand-
orte und unterstützen die Fachkräfte. NRW bleibt da-
mit ein Land, in dem Familie auf eine gute und si-
chere Geburtshilfe zählen kann. Der Überweisung in 
die Ausschüsse stimmen wir natürlich zu. – Ich darf 
mich herzlich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: Viel 
geredet, nichts gesagt!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Oellers. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt die Abgeordnete Weng. 

Christina Weng (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Alle hier im 
Saal oder ihre Söhne oder Töchter oder unsere 
schwangere Kollegin, die ich jetzt gerne angespro-
chen hätte, die aber vermutlich gerade eine wichtige 
Pause macht, brauchen einmal eine Hebamme. 
Hebammen werden wir immer brauchen.  

Es ist auch nicht so, dass wir hier im Parlament in 
den vergangenen Jahren den Handlungsbedarf nicht 
gesehen hätten – ganz im Gegenteil. Studien wie 
HebAB.NRW zeigen seit Jahren, dass Versorgungs-
lücken bestehen, die Nachsorge nicht ausreichend 
abgesichert ist und die Hebammenkapazitäten auch 
heute noch quantitativ fehlen. Wir verfügen zudem 
über Zahlen – man kann das in Kleinen Anfragen le-
sen bzw. sie ihnen entnehmen –, und wir kennen die 
Berichte der Hebammen selbst. 

Der Krankenhausplan NRW zeigt, dass allein bei den 
Krankenhausstandorten mit der Leistungsgruppe 
„Geburten“ 17 Standorte weniger vorgehalten wer-
den; in Zukunft also 125 in Nordrhein-Westfalen. Au-
ßerdem gibt es ein Erreichbarkeitsversprechen von 
40 Minuten. Damit kennen sich sogar Taxifahrer aus. 

Der Antrag der FDP beschreibt exakt die Problematik 
des Hebammenhilfegesetzes und der zum 1. No-
vember in Kraft getretenen Vergütungsregelungen 
für freiberufliche Hebammen. Bereits im Vorfeld hatte 
der Präsident der Deutschen Gesellschaft für Gynä-
kologie und Geburtshilfe Professor Gert Naumann 
dringend vor dem drohenden Versorgungsproblem 
ambulant betreuter Schwangerer, der Gefährdung 
der Versorgungsqualität, der finanziellen Benachtei-
ligung der Hebammen und den untragbaren Alterna-
tiven – alle gehen in die stationären Kreißsäle oder 
es wird unentgeltlich betreut – deutlich gewarnt. 

Auch Sie, Herr Laumann, haben noch am 18. Au-
gust dringend darauf hingewiesen, den Start zum 

1. November wegen der Unwuchten, die zu erwarten 
waren, zu verschieben. Es wurde nicht darauf gehört, 
jetzt haben wir die Situation. 

Natürlich unterstützen wir das System der Selbstver-
waltung. Wir alle wissen aber auch: Es ist die unglei-
che Machtverteilung bei den Budgetverhandlungen. 

Die Forderung des Spitzenverbandes der GKV nach 
einer Eins-zu-eins-Betreuung ist Konsens. Die reale 
Arbeitssituation der Hebammen bildet das aber ge-
rade mal in 10% der Fälle ab – Unterfinanzierung mit 
Ansage –, und das hebt die Bezahlungsgerechtigkeit 
innerhalb der Berufsgruppe der Hebammen auf. 

Völlig absurd scheint der Bürokratieaufbau, der damit 
einhergeht. Selbst eine telefonische Beratung muss 
man noch per Unterschrift physisch leisten; so etwas 
kann man nicht erfinden. In meinem Kreis Minden-
Lübbecke fährt man dafür schon mal 60 Kilometer. 
Das kann wirklich nicht wahr sein. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Wochenbett, Stillberatung, psychosoziale Unterstüt-
zung – wir haben es eben gehört – sind keine Nice-
to-have. Das sind zentrale Versorgungsbestandteile. 
Wenn hier Lücken entstehen, kann das ganz reale 
gesundheitliche und psychische Folgen für die 
Frauen, für die Kinder, für die ganze Familie und üb-
rigens auch für unsere Kinderarztpraxen haben, die 
bereits ohne dieses Phänomen der Unsicherheit des 
Umgangs mit einem Neugeborenen genug unter 
Druck stehen. Auch dazu gibt es Daten der Kranken-
kassen, die zeigen, wie ungerecht in Nordrhein-
Westfalen der Zugang zu diesen wichtigen Ressour-
cen verteilt ist. Überhaupt ist es auch mal wieder im 
Schwerpunkt ein Frauenthema. 

Es ist ein extrem wichtiges Thema, und darüber müs-
sen und wollen wir reden. Wir stimmen der Überwei-
sung des Antrags in den Ausschuss gerne zu. – Vie-
len Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und Dr. Günther Berg-
mann [CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Weng. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Geburts-
hilfe, über die wir heute Morgen sprechen, ist viel 
mehr als eine medizinische Leistung. Sie ist ein zu-
tiefst menschlicher Bereich, gerade für Frauen im 
Moment größter Verwundbarkeit und im Moment 
größter Hoffnung für Familien. Geburtshilfe entschei-
det darüber, ob Schwangere sicher, gut informiert 
und vor allem selbstbestimmt gebären können und 
wie der Start für Neugeborene ins Leben aussieht. 
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Eine gute Geburtshilfe ist zentraler Bestandteil einer 
guten Gesundheitsversorgung – nicht nur für die 
Mütter, sondern für die werdenden Eltern, für Kinder 
und für Familien. Sie braucht Vertrauen, sie braucht 
Zeit, sie braucht Beziehungen, und sie braucht vor 
allem Rahmenbedingungen, die das ermöglichen. 
Genau deshalb ist eine Debatte über Geburtshilfe so 
viel mehr als eine Debatte über Strukturen und über 
Vergütung. Denn gute Geburtshilfe heißt auch, 
Schwangere ernst zu nehmen, ihren Willen zu res-
pektieren, Gewalt während der Geburt zu verhindern, 
psychische Belastungen zu reduzieren und die 
Selbstbestimmung zu stärken. 

Die aktuelle öffentliche Debatte über den Hebam-
menhilfevertrag – das wissen wir –, über Belegheb-
ammen, über mögliche Versorgungslücken ist sehr 
emotional; sie verunsichert Menschen in ganz NRW. 
Eines ist unstrittig: Hebammenarbeit ist unverzicht-
bar. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und 
Rodion Bakum [SPD]) 

Deswegen ist es gut und wichtig, dass wir heute über 
dieses Thema diskutieren. 

Gleichzeitig müssen wir festhalten: Die Landesregie-
rung arbeitet schon intensiv daran. Schon längst wird 
an die Ergebnisse der Studie HebAB.NRW ange-
knüpft. Hebammenkreißsäle werden gefördert. Die 
Stillförderung wird weiterentwickelt. Stillfreundliche 
Strukturen werden gestärkt und Humanmilchbanken 
aufgebaut. Auch Bundesmittel für kleine Geburtsab-
teilungen werden explizit eingesetzt und genutzt. 

Beim Antrag möchte ich auf verschiedene Dinge ein-
gehen. Ein Beispiel ist das Thema „Bürokratieab-
bau“. Viele Hebammen berichten, wie sehr Bürokra-
tie sie belastet. Wir wissen, dass jede Minute fehlt, 
die diese Frauen nicht bei den Schwangeren sind. 
Sie fehlen also dort, wo sie am meisten gebraucht 
werden, wenn sie sich mit Bürokratie beschäftigen. 

Bürokratie entsteht auf verschiedenen Ebenen: beim 
Bund, in der Selbstverwaltung und in den Kliniken. 
Um wirksam zu entlasten, müssen wir genau unter-
scheiden, über welche bürokratischen Prozesse wir 
hier reden, wo sie entstehen und welchen Hebel wir 
als Land haben.  

Zur Forderung nach Beratung für freiberufliche Heb-
ammen: Hier greift der Antrag tatsächlich einen Be-
darf der freiberuflichen Hebammen auf. Aber Bera-
tung zu rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen leisten bereits die Berufsverbände. Unser 
Ziel sollte es doch sein, bestehende Strukturen zu 
stärken und vielleicht mehr über bestehende Ange-
bote zu informieren. Wir wollen aber keine Parallel-
strukturen aufbauen. Zum Hebammenhilfevertrag … 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Kollegin, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie an dieser Stelle 

unterbreche. Es besteht der Wunsch nach einer Zwi-
schenfrage von der Abgeordneten Schneider. Wür-
den Sie die zulassen?  

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr gerne im Nachgang. 
Ich bin auch gleich am Ende angelangt.  

Zum Hebammenhilfevertrag. Ich will noch einmal auf 
die Unsicherheit eingehen; die ist groß. Auch die Kri-
tik der Berufsverbände – das will ich ausdrücklich sa-
gen – ist nachvollziehbar.  

Viele Hebammen, Beleghebammen sorgen sich um 
ihre wirtschaftliche Zukunft, und diese Sorgen neh-
men wir sehr ernst, denn das betrifft unmittelbar auch 
die Versorgung der Schwangeren.  

Gleichzeitig müssen wir sagen, dass wir die tatsäch-
lichen Effekte des Hebammenhilfevertrags sorgfältig 
auswerten und gezielt dort einschreiten müssen, wo 
Verschlechterungen möglicherweise eintreten. 
Wenn sich zeigt, dass Beleghebammen durch den 
Vertrag benachteiligt werden, dann ist für uns klar, 
dass wir uns auf der Bundesebene dafür einsetzen 
werden, dass notwendige Anpassungen vorgenom-
men werden. 

Der Antrag greift ein aktuelles Thema auf; er greift ein 
wichtiges Thema auf, das gerade viele Frauen be-
wegt. Aber er vermischt Ebenen, er lässt Fragen of-
fen. Deswegen ist es gut, dass wir diesen Antrag in 
den Fachausschuss überweisen, offene Fragen klä-
ren und noch intensiver darüber diskutieren können. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: So, wir befinden 
uns jetzt im Nachgang. Dann hat jetzt die Frau Kolle-
gin Schneider für ihre Zwischenfrage das Wort. – 
Bitte schön.  

Susanne Schneider (FDP): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Lieben Dank, Frau Kollegin Thoms, dass 
Sie die Zwischenfrage im Nachgang zulassen. Sie 
haben jetzt einiges ausgeführt, was die Landesregie-
rung vermeintlich an Wohltaten tut, unter anderem 
die Humanmilchbanken. Ich möchte nur daran erin-
nern, dass diese die FDP gemeinsam mit der CDU 
vor Jahren auf den Weg gebracht hat.  

Was mich jetzt konkret interessiert: Was gedenken 
Sie zu tun, um die Situation der Hebammen zu ver-
bessern? Ich habe nicht einen einzigen Vorschlag 
gehört. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der SPD – Rodion 
Bakum [SPD]: Wir auch nicht!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Frau Kollegin Thoms.  
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Meral Thoms (GRÜNE): Vielen Dank. – Ich kann 
gerne noch einmal wiederholen  

(Rodion Bakum [SPD]: Bitte nicht!) 

– aber ich glaube, Sie wollen das nicht noch einmal 
hören –,  

(Rodion Bakum [SPD]: Bitte mal was Neues!) 

was die Landesregierung schon macht, nämlich 
Hebammenkreißsäle zu fördern – auch das haben 
wir im Koalitionsvertrag definiert –,  

(Rodion Bakum [SPD]: Ohne Hebammen ist 
schlecht!) 

Stillförderung weiterzuentwickeln, stillfreundliche 
Strukturen auszubauen.  

Darüber hinaus habe ich auch deutlich betont, dass 
wir uns die Lage rund um die Beleghebammen und 
auch die Auswirkungen dieses neuen Vertrags, wie 
der wirken wird, anschauen müssen. Ich bin mir si-
cher, liebe Frau Schneider, dass wir das intensiv im 
Ausschuss diskutieren werden, und dort ist auch der 
Platz dafür. Ich freue mich auf die Debatten im Aus-
schuss. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Vizepräsident  Rainer  Schmeltzer:   
Vielen  Dank, Frau  Kollegin  Thoms. 
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